
Gesundheitliche Versorgungsplanung 
am Lebensende (GVP)

In der Pflegeeinrichtung, Eingliederungshilfe  -
auch zuletzt 

individuell und palliativ versorgt! 

Dr. med. Petra Kutscheid

Medizinethikerin und Palliativimedizinerin
DERNBACHER GRUPPE KATHARINA KAPSER

- ein Unternehmen der ALEXIANER Deutschland -



Gesundheitliche Versorgungsplanung im 21.Jh

Thema vieler Staaten - überwiegend 
Nordhalbkugel
 Das 21. Jahrhundert steht vor einem 

beispiellosen Trend der 
Bevölkerungsalterung, auch in vielen 
Regionen des asiatisch-pazifischen Raums. 
Regierungen und Gesundheitssysteme 
erkennen die Bedeutung der Vorausplanung 
(ACP), um Menschen zu helfen, gut zu 
leben und gut zu sterben.

 Demographie
 Technische und med. Entwicklung im  

Gesundheitswesen
 Kultur- und Wertehorizonte verändern 

sich
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Agenda

 Ausgangspunkt

 Praxis

 Fragen, Herausforderungen…? 
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ACP - Advance Care Planning

International zumeist genutzter Begriff für den Beratungsprozess, 

geleitet von einer ausgebildeten Fachperson zu medizinischen und 

pflegerischen Versorgungswünschen für den Fall der 

Einwilligungsunfähigkeit. 

GVP - Gesundheitliche Versorgungsplanung am Lebensende

BVP - Behandlung im Voraus Planen

ACP- Internationale Definitionen aus zwei Delphi-Studien 2017:
1. Rietjens JAC et al. Definition and recommendations for advance care planning: an international consensus supported by the

European Association for Palliative Care. Lancet Oncol. 2017 Sep;18(9):e543-e551. doi: 10.1016/S1470-2045(17)30582-X) 

2. Sudore RL et al. Defining Advance Care Planning for Adults: A Consensus Definition From a Multidisciplinary Delphi Panel. J 

Pain Symptom Manage. 2017 May;53(5):821-832.e1. doi: 10.1016/j.jpainsymman.2016.12.331. Epub 2017 Jan 3.
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Cicely Saunders

„Du bist wichtig, weil Du Du bist“

und Du bleibst wichtig 
bis zum Ende deines Lebens“ 



Charta Prinzipien

1. Gesellschaftspolitik: Jeder Mensch hat 

ein Recht auf ein Sterben unter würdigen 

Bedingungen und auf Respekt seiner 

Wünsche und Vorstellungen.
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Deutschland

 1901a  BGB - rechtliche Regelung zur Patientenverfügung in Deutschland 
» -Stärkung der Selbstbestimmung

 2015 – Hospiz- und Palliativgesetz – Anspruch auf Beratung für die 
Gesundheitliche Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase (GVP)

» Stärkung der Palliativ-und Hospizversorgung
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Autonomie

 assistierte, relationale Autonomie

 advokatorische Ethik (M. Brumlik)

 Authentizität

• Vertreter-Verfügung

• Ethische Fallberatung 
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weitere Hintergründe ...
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Quelle: Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin
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Diagramm1

		Krankenhaus

		Heim

		Zu Hause

		andere Orte

		Palliativstation

		Hospiz



Sterbeorte in Deutschland

42

25

26

3

2

2



Blatt1

				Sterbeorte in Deutschland

		Krankenhaus		42

		Heim		25

		Zu Hause		26

		andere Orte		3

		Palliativstation		2

		Hospiz		2

				Geben Sie zum Aktualisieren des Diagramms Daten in die Tabelle ein. Die Daten werden automatisch im Diagramm gespeichert.







 Herr Becker (Name geändert) befindet sich nach 
Reanimation auf der Intensivstation - intubiert 
und beatmet ohne Eigenatmungsimpulse …

•Die Ehefrau und die Tochter möchten, dass 
der Wille des Patienten laut 
Patientenverfügung umgesetzt wird
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Entwicklung im Pflegeheim

 steigendes Aufnahmealter der Bewohner: 2003 im Schnitt 85J.

 höhere Pflegebedürftigkeit

 Verkürzung der Verweildauer: 
30% der BW versterben binnen 3 Monaten nach der Heimaufnahme
nach 1Jahr leben weniger als die Hälfte der BW noch 

 jährlich zu bewältigende Sterbefälle nehmen zu

 Otten, Thomas: Berücksichtigung der Vorausplanung wunschgemäßer Behandlung von Bewohnern stationärer 
Altenpflegeeinrichtungen. Inauguraldissertation Universität Köln 22.06.2016
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Ziel

 Individuelle Versorgung am Lebensende

 Vermeidung von Überversorgung, Fehlversorgung und Unterversorgung 

(bspw. palliativ unversorgt) am Lebensende
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Gesetzlicher Hintergrund – §132g SGB V

16

(1) Zugelassene Pflegeeinrichtungen im Sinne des §43 des Elften Buches und Einrichtungen 
der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen können den Versicherten in den 
Einrichtungen eine gesundheitliche Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase 
anbieten. Versicherte sollen über die medizinisch-pflegerische Versorgung und Betreuung 
in der letzten Lebensphase beraten werden, und ihnen sollen Hilfen und Angebote der 
Sterbebegleitung aufgezeigt werden. 

Im Rahmen einer Fallbesprechung soll nach den individuellen Bedürfnissen des 
Versicherten insbesondere auf medizinische Abläufe in der letzten Lebensphase und 
während des Sterbeprozesses eingegangen, sollen mögliche Notfallsituationen besprochen 
und geeignete einzelne Maßnahmen der palliativ-medizinischen, palliativ-pflegerischen 
und psychosozialen Versorgung dargestellt werden. 

Fallbesprechung kann bei wesentlicher Änderung des Versorgungs- oder Pflegebedarfs 
auch mehrfach angeboten werden.



(2) In die Fallbesprechung ist der den Versicherten behandelnde Hausarzt oder sonstige 
Leistungserbringer der vertragsärztlichen Versorgung nach § 95 Absatz 1 Satz 1 einzubeziehen. 
Auf Wunsch des Versicherten sind Angehörige und weitere Vertrauenspersonen zu beteiligen. 

Für mögliche Notfallsituationen soll die erforderliche Übergabe des Versicherten an relevante 
Rettungsdienste und Krankenhäuser vorbereitet werden. 

Auch andere regionale Betreuungs- und Versorgungsangebote sollen einbezogen werden, um 
die umfassende medizinische, pflegerische, hospizliche und seelsorgerische Begleitung nach 
Maßgabe der individuellen Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase sicherzustellen. 

Die Einrichtungen nach Absatz 1 Satz 1 können das Beratungsangebot selbst oder in 
Kooperation mit anderen regionalen Beratungsstellen durchführen.
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Ziel GVP nach GKV-Vertrag

 Inhalt der gesundheitlichen Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase ist ein 

individuelles, auf die Situation der Leistungsberechtigten/des 

Leistungsberechtigten zugeschnittenes Beratungsangebot zur medizinisch-

pflegerischen, psychosozialen und/oder seelsorgerlichen Versorgung in der letzten 

Lebensphase. 
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GVP, ACP

 Wer ist anspruchsberechtigt? 

 Inhalte der Beratungsgespräche und des -prozesses 

 Anforderungen an anbietende Organisationen und 

Gesprächsbegleitende 
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 Inhalt und Umfang der Ausbildung 

 Dokumentation der Beratung(en) 

 Interne und externe Vernetzung 

 Vertragliche Grundsätze und Grundsätze zur Vergütung sowie 

Abrechnung
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§ 7 Organisation der gesundheitlichen Versorgungsplanung für die letzte 
Lebensphase 

Der Träger der Einrichtung ist verantwortlich dafür, 

dass die Beratung zur gesundheitlichen Versorgungsplanung für die letzte 
Lebensphase gemäß der gesetzlichen Regelung und der Ausgestaltung durch diese 
Vereinbarung durchgeführt wird. 

GKV-Finanzierung: 1 x 100%-Stelle auf 400 Bewohner

25%-Stelle bei 100 Bewohnern

 Info zur Finanzierung und Verträgen:
Gesundheitliche Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase - GKV-Spitzenverband
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https://www.gkv-spitzenverband.de/krankenversicherung/hospiz_und_palliativversorgung/letzte_lebensphase/gesundheitliche_versorgungsplanung.jsp


Mögliche Varianten zur Beratung:

1 Durchführungdurchdas qualifizierteeigenePersonalderEinrichtung.  (z.B. 
25% Stelle Sozialdienst od. Betreuungskraft /100 BW)

2 Durchführung durch das qualifizierte Personal des Einrichtungsträgers im Rahmen von 
Kooperationen mehrerer vollstationärer Pflegeeinrichtungen und/oder Einrichtungen 
der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderung; dies ist auch 
trägerübergreifend möglich. Dazu sind vertragliche Vereinbarungen zwischen den 
jeweiligen Trägern zu treffen.
Finanziert werden:            1 Beraterstelle pro 400 Bewohner/Innen

3 Durchführung in Kooperation mit externen regionalen Anbietern. Dazu sind 
vertragliche Vereinbarungen zwischen den jeweiligen Trägern zu schließen. 

analog 1 Beraterstelle pro 400 Bewohner/Innen.
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Ein Antrag mit Beraternachweis und Einrichtungsverträgen ist bei der 
regionalen Versorgungskasse bspw. AOK zu stellen. 



Dr. Petra Kutscheid

Wer darf Berater werden? Grundqualifikation:

abgeschlossene Berufsausbildung
- Gesundheits- und Krankenpfleger/in,
- Altenpfleger/in,
- Kinderkrankenpfleger/in,
- staatlich anerkannte Heilerziehungspflegerin/anerkannter Heilerziehungspfleger,
- staatlich ankerkannte Heilpädagogin/anerkannter Heilpädagoge,
- staatlich anerkannte Erzieherin/anerkannter Erzieher
oder eine andere vergleichbare Berufsausbildung

oder
einschlägiger Studienabschluss im Bereich
- der Gesundheits- und Pflegewissenschaften (u.a. Mediziner),
- Geistes-, Sozial- und Erziehungswissenschaften
(insbesondere als Pädagogin/Pädagoge, Heilpädagogin/Heilpädagoge, Sozialarbeiterin/
Sozialarbeiter, Sozialpädagogin/Sozialpädagoge, Psychologin/Psychologe, Theologin/
Theologe),
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Weiterbildung umfasst:

Teil 1 
Theorie und Praxis

60 UE

Unterricht Inhalte
48 UE

2 begleitete 
Beratungsprozesse

4 Gespräche mit 
Dokumentation und Reflexion

12 UE
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Teil 2
Praxis und 

Supervision 

Sammlung von 
Praxiserfahrung

7 
Beratungsprozesse 

binnen 1 Jahres

Abrechnung bereits möglich

6 Tage 2 Tage mind. 2 Tage Reflexion



Inhalte 
Kenntnisse medizinische und pflegerische 

Sachverhalte

Ethische und rechtliche Rahmenbedingungen

Kommunikation

Dokumentation und Vernetzung

Anwendung

Dr. Petra Kutscheid 25

Fallsupervision



Ausbildung der Gesprächsbegleiter in Ethik und Recht

Dr. Petra Kutscheid 26

Ethische Aspekte in der Begleitung von Menschen am Lebensende:

Willensbestimmung, Schweigepficht, Informed consent,

Organisationsethische Aspekte 

Rechtliche Fragen zu Patientenverfügungen, Betreuung, Vorsorgevollmacht, Vertreterverfügungen und Notfallbogen 
(Palma, HAnNo) Ehegatten-Notvertretung 

Datenschutz (z. B. Was sollte dokumentiert werden und was nicht?) 

Rollenspiele und Perspektivwechsel, Kommunikation  

Auseinandersetzung und Reflexion der eigenen Einstellung und Haltung 

Reflexion der eigenen Haltung zu Tod und Sterben



Inhalt und Ziel des Gesprächs

 Werte, Grundhaltungen und Ziele sowie eine zu ihr/ihm passende 
Versorgung und Behandlung am Lebensende zu reflektieren. 

 Verschiedene Aspekte wie z. B. 
– die Einstellung zum Leben, 
– möglicheBelastungen, 
– die pflegerische Unterstützung sowie 
– Versorgungswünsche

 können Bestandteil der Beratungsgespräche zur gesundheitlichen 
Versorgungsplanung für die letzte Lebensphase sein. 
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Dokumentation – u.a. Notfallversorgung 

 Als Bestandteil der Patientenverfügung sollte eine übersichtliche, 

nachvollziehbare und verständliche Darstellung der Verfügung für

Notfallsituationen auf einem geeigneten Dokument (z.B. Notfallbogen) 

erfolgen, das ärztlich zu unterschreiben ist. 
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Dokumentation

 Sofern die Leistungsberechtigte/der Leistungsberechtigte nach dem 

Beratungsprozess keine schriftlichen Willensäußerungen treffen möchte, ist dies in 

der Dokumentation festzuhalten. 

 (GKV-Vereinbarung AWO)

Auch kein Ergebnis zur Dokumentation ist ein Ergebnis und 

kann ein Qualitätsmerkmal/ Indikator einer zwanglosen Beratung sein 

(Kutscheid)
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Herr Becker liegt seit einer Woche auf der 
Intensivstation - intubiert und beatmet ohne 
Eigenatmungsimpulse 

•Die Ehefrau und die Tochter möchten, dass 
der Wille des Patienten laut 
Patientenverfügung umgesetzt wird

29.05.2024 30



Patientenverfügung Herr Becker (Name erfunden):

Im Vollbesitz meiner geistigen Kräfte verfüge ich folgendes:

Im Falle :

einer unheilbaren Krankheit, die nach unabhängigem Urteil der Mehrheit von drei Ärzten in absehbarer Zeit zum Tode 
führt, 

oder eines Ereignisses, nach dem keine Aussicht besteht, dass ich die elementarsten Lebensverrichtungen wie Essen, 
Trinken oder Toilettenbenutzung je wieder selbständig ausführen kann, 

wünsche ich:

keinerlei lebensverlängernde Maßnahmen sondern nur die erforderliche Schmerzbehandlung, selbst wenn diese zu einer 
Lebensverkürzung führen sollte.

Insbesondere verfüge ich, dass keine dauerhafte künstliche Beatmung oder künstliche Ernährung durchgeführt werden 
soll. Ort, den 10. November 2018

Unterschrift:   Paul Becker

Darunter handschriftlich:                Dies Verfügung gilt auch weiterhin. 

Insbesondere lehne ich eine über 20 Tage dauernde künstliche Ernährung ab. 
Ort , den 04. März 2022“

Unterschrift:    Paul Becker 
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Rechtssicherheit durch Patientenverfügung?

Ärzteschaft – 71 Artikel 491 Aussagen:

 Gewinn an Rechtssicherheit 
insbesondere durch geklärte Zuständigkeiten u. Verfahrensabläufe

 Keine nachhaltige Stärkung des Selbstbestimmungsrechts

– PV wenig oder nicht relevant für die medizinische Behandlung am Lebensende: die 
Prognose gilt meist als das wichtigste Entscheidungskriterium zur Therapiebegrenzung, 

– in der Notfallmedizin fehlt die Zeit 
– schlechte Qualität der Patientenverfügung und 
– die mangelnde ärztliche Beratung vor ihrer Abfassung

 Gelbrich T et al. Rechtssicherheit und Selbstbestimmung ... Z Palliativmed 2016; 17: 235–242 
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BGH-Beschluss 6. Juli 2016 –
Patientenverfügung muss hinreichend konkret sein.

Eine Patientenverfügung muss sich konkret zu einzelnen medizinischen Behandlungen oder zu 
bestimmten Krankheiten äußern. Die Formulierung, „lebensverlängernde Maßnahmen“ seien 
nicht erwünscht, reicht nicht aus, um eine künstliche Ernährung zu beenden, entschied der 
Bundesgerichtshof (BGH).

Beschluss (Az: XII ZB 61/16).

Neues BGH-Urteil:  eine übertragende Interpretation ist möglich, wenn die Situation nicht
genau benannt ist



Beispiel DiV-BVP: Behandlung im Voraus Planen für den Notfall 
(Modell NRW)

 Konzept und Standards für die Vorausplanung für den Notfall. Nach §132 SGB V 

wird von der Krankenkasse in der stationären Seniorenpflege und der 

Eingliederungshilfe die qualifizierte Gesprächsbegleitung bezahlt ,

 Kooperierende Hausärzte erhalten eine extrabudgetäre Pauschale
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Dr. Petra Kutscheid 37PALMA- Patienten-Anweisungen für lebenserhaltende Maßnahmen (unimedizin-mainz.de)

https://www.unimedizin-mainz.de/fileadmin/kliniken/palliativ/Dokumente/PALMA-Formular_Version_4.2_.pdf
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Recht
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Patientenverfügung
Einseitig Erklärung – Patient/in verfügt, 
was er/sie will bzw. ablehnt 
Bindungswirkung gemäß §1901a BGB

Behandlungsvereinbarung
Zweiseitige Vereinbarung  zwischen 
Patient/in und Ärzten /Behandlungsteam –
rechtlich wie Patientenverfügung 
einzuordnen

BBT-Drs-18/11240, S.16

Folie nach Prof. Dr. Tanja Henking, LL.M, Vortrag 14.07.2022 Göttinger Symposium fur Medizinrecht

Psychiatrie



§ 5 Beratung der Leistungsberechtigten/des Leistungsberechtigten 

 (1) Der versichertenbezogene Beratungsprozess umfasst unterschiedliche Inhalte, 
die je nach Bedarf der Leistungsberechtigten/des Leistungsberechtigten zum 
Tragen kommen. Hierzu gehören: 

- Beratungsgespräche

- Fallbesprechungen (ethische Fallbesprechung)

- Dokumentation des Beratungsprozesses einschließlich der 
Willensäußerungen

 Der Wille der Leistungsberechtigten/des Leistungsberechtigten ist zu 
respektieren und daher für die Beraterin/den Berater handlungsleitend. 
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Praxis der Gesundheitlichen Versorgungsplanung

Struktur  - Primat der Freiwilligkeit 

1. Information – Aushang/Flyer 

2. Vorstellung und auf Wunsch: 
aufsuchendes Gespräch und Vorstellung der Möglichkeiten und 
Terminmöglichkeit

3. Gespräch

4. Folgegespräch(e) / Bewertung des Gesprächs 

5. Interne Vernetzung

6. Externe Vernetzung

7. Ethische Fallberatung im Ereignisfall /bzw. Anwendung 
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Kernelemente des Beratungsprozesses* 

1. Aufsuchendes Gesprächsangebot
2. Qualifizierte und prozesshafte Unterstützung (Begleitung) bei der Entwicklung und 

Klärung der individuellen Behandlungspräferenzen
3. Professionelle Dokumentation auf regional einheitlichen Formularen 

(Patientenvefügung, Vertreterverfügung, Notfallbogen)
4. Archivierung, Zugriff und Transfer von Vorausverfügungen im Verlauf
5. Aktualisierung / Fortführung des Gesprächsprozesses im Verlauf
6. Beachtung und Befolgung von Vorausverfügungen durch Dritte
7. Installierung eines Prozesses der kontinuierliche Qualitätssicherung
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in der Schmitten, Marckmann (2013b),S. 236



Inhalt des Beratungsgesprächs (1)

 Klärung von Wünschen und Vorstellungen der Leistungsberechtigten/des 
Leistungsberechtigten zu relevanten Situationen, die am Lebensende 
eintreten könnten z.B.:
Bewusstlosigkeit, Atemnot, Herzstillstand, anhaltender Zustand
der fehlenden Fähigkeit zur Äußerung des natürlichen Willens.

 Besprechung möglicher medizinisch-pflegerischer Abläufe sowie 
Thematisierung von Notfallszenarien und Besprechung möglicher
Notfallmaßnahmen. 
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Inhalt des Beratungsgesprächs (2)

 Darstellung der Möglichkeiten der palliativen 
Versorgung und Sterbebegleitung. 
Informationen zu bestehenden 
Kooperationspartnern der Einrichtung, die 
z.B. durch regionale Hospiz- und 
Palliativversorgung sowie durch Seelsorge, 
psychosoziale Begleitung und medizinisch-
pflegerische Versorgung zur Verfügung
stehen. 

 Konkretisierung pflegerischer, psychosozialer, 
spiritueller und medizinischer Wünsche der 
Leistungsberechtigten/des 
Leistungsberechtigten. 
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Inhärente Kritik

 Neitzke warnt vor einem Machbarkeitswahn am Lebensende, einer 
„Dokumentitis“ sowie einer

 drohenden gesellschaftlichen Verpflichtung zu ACP. 

Wichtig: eine gründliche, kritisch geführte Debatte …

 denn nur eine offene Auseinandersetzung mit ACP kann betroffene 
Akteure ermuntern, Position zu beziehen und eine Vielfalt an Konzepten 
zu entwickeln. 

Helen Colen
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Lebensqualität  - Cicely Saunders

„Man muss alles tun, um Sterbenden so 

beizustehen, dass sie bis zuletzt 

Lebensqualität erfahren können.“

„Sterben war für Saunders ein würdevoller Prozess,
für den es neben dem sinnvollen Einsatz 
von Medikamenten, Zeit, Nähe, Fantasie und 
Hingabe brauche.“ (1961, S. 10) –
Sie war entschieden gegen aktive Sterbehilfe und Suizidassistenz



Wo stehen wir?
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EAPC Atlas 2019
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News - ACP-international
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https://www.acp-i.org/
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siehe Link: https://www.zefq-journal.com/issue/S1865-9217(23)X0006-3



Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin
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Palliativ ohne Grenzen  06. – 10. Mai 2025

 Wo: Oberammergau, 
Kloster Ettal

 Schwerpunkte: 
Palliativversorgung in der 
Pflegeeinrichtung, bei 
Behinderung oder psychischer 
Erkrankung
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www.katharina-kasper-akademie.de



Der kleine Prinz und der Fuchs

Mittwoch, 29. Mai 2024 55
„Hier mein Geheimnis. Es ist ganz einfach: man sieht nur mit dem Herzen gut. 

Das Wesentliche ist für die Augen unsichtbar.“
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